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dbb Chef: Bahn muss faire Verhandlungen anbieten  
 
(dbb) Um den Tarifkonflikt bei der Deutschen Bahn zu lösen, bedarf es fairer Verhandlun-

gen. Das hat der dbb Bundesvorsitzende Klaus Dauderstädt nochmals klargestellt. Im 
ARD-Morgenmagazin sagte Dauderstädt am 6. November 2014, der Streit über reine Ver-

fahrensfragen mache betroffen. Die Bahn müsse der Gewerkschaft GDL faire Verhandlun-
gen anbieten. 

 
Kritik übte Dauderstädt am Verhalten der Poli-

tik, die die aktuelle Tarifauseinandersetzung 

als „Steilvorlage“ für ihre Pläne benutze, Tarif-
einheit per Gesetz zu regeln. „Ein Land, das 

die Koalitionsfreiheit kennt, muss Tarifpluralität 
aushalten“, zeigte sich Dauderstädt überzeugt. 

Er verwies auf andere Bereiche, in denen es 

problemlos funktioniere, dass mehrere Ge-
werkschaften parallel die Interessen der Be-

schäftigten vertreten, etwa bei der Deutschen 
Bundesbank, der Deutschen Rentenversiche-

rung, der Bundesagentur für Arbeit, der Deut-

schen Unfallversicherung und dem AOK-
Bundesverband. Dort könne die Bahn „ab-

schreiben“, schlug Dauderstädt vor.  
 

Zum Vorschlag, eine Beendigung der Tarifaus-

einandersetzung mit Hilfe einer Schlichtung 

herbeizuführen, sagte der Chef des gewerk-
schaftlichen Dachverbandes: „Die Schlichtung 

ist angesprochen worden. Die GDL hat diese 
zwar abgelehnt. Das war nicht abgestimmt mit 

uns. Ich hätte der GDL empfohlen, sich auf ein 

Schlichtungsverfahren einzulassen, wenn klar-
gestellt ist, dass es nicht um die Grundsatzfra-

ge geht, ob die GDL verhandeln darf, sondern 
nur um die Frage, wie solche Verhandlungen 

stattfinden sollen.“ Er könne sich auch vorstel-

len, „dass die GDL ihrerseits der Bahn vor-
schlägt, sobald sie zusagt: faire Verhandlungen 

auf Augenhöhe, den Streik auf der Stelle zu 
beenden“, so Dauderstädt.  

(01/42/14) 

 

Einkommensrunde 2015: 
Straßenwärterinnen und Straßenwärter: Sicherheit hat ihren Preis  
 
(dbb) Bevor die Einkommensrunde 2015 für die Beschäftigten im öffentlichen Dienst der 

Länder startet, diskutiert der dbb mit den Mitgliedern seiner Fachgewerkschaften die in-

haltlichen Forderungen. Am 7. November 2014 versammelten sich dazu Straßenwärterin-
nen und Straßenwärter im niederbayerischen Plattling.  

 
„Wer tagtäglich diesen gefährlichen Job macht 

und für sichere Straßen in Deutschland sorgt, 
erwartet dafür zu Recht Wertschätzung. Und 

die muss sich auch in Euro und Cent auszah-

len“, machte Willi Russ, Zweiter Vorsitzender 
und Fachvorstand Tarifpolitik des dbb, im Ge-

spräch mit den Kolleginnen und Kollegen vom 
Verband der Straßenwärter (VDStra.) deutlich. 

„Dieses Thema gehört auf den Verhandlungs-
tisch.“ Ein Einkommensrückstand im Länderbe-

reich gegenüber der Bezahlung in den Kom-

munen sei für die Beschäftigten nicht hin-
nehmbar. Russ verwies auch darauf, dass der 

VDStra. sich als Fachgewerkschaft für die Be-
schäftigten des Straßen- und Verkehrswesens 

einsetze, „und zwar gleichermaßen für Arbeit-

nehmer und Beamte“. Deshalb sei es nur fol-

gerichtig, dass die Einkommensrunde 2015 für 

den dbb und seine Mitgliedsgewerkschaften 
erst beendet ist, wenn das Tarifergebnis zeit- 

und inhaltsgleich auf den Beamtenbereich 

übertragen wird.  
 

„Sicherheit hat ihren Preis“, unterstrich Klaus 
Eckl, stellvertretender Bundesvorsitzender und 

Landesvorsitzender Bayern des VDStra., „auch 
angesichts von Personalknappheit und Überal-

terung, die in Straßen- und Autobahnmeiste-

reien, Baubetriebshöfen und Ämtern zu einer 
enormen Arbeitsverdichtung geführt haben - 

oft zu Lasten der Gesundheit unserer Kollegin-
nen und Kollegen. Da erwarten wir spürbare 

Verbesserungen.“  

(02/42/14) 
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Lehrerinnen und Lehrer fordern gerechte und bundesweit einheitliche Bezah-
lung  
 
(dbb) Am 6. November 2014 hatten sich über 150 Lehrerinnen und Lehrer aller Schulfor-

men in Dortmund getroffen. Ein großes Thema unter den Pädagogen: Die bislang von 
Bundesland zu Bundesland unterschiedliche und damit willkürliche Bezahlung.  

 
Willi Russ, der im kommenden Jahr auch die 

Tarifgespräche mit der Tarifgemeinschaft 
deutscher Länder (TdL) führen wird, sagte: 

„Wir wollen eine Entgeltordnung für Lehrkräfte 

(L-EGO), damit endlich Schluss ist mit der ein-
seitigen Festlegung der Eingruppierung der 

tarifbeschäftigten Lehrerinnen und Lehrer 
durch die Arbeitgeber. Die Bezahlung müssen 

die Tarifvertragspartner einvernehmlich regeln, 

damit Bezahlung nach Gutsherrenart unter-
bleibt.“ Im Rahmen einer flächendeckenden 

Entgeltordnung müssten angestellte Lehrkräfte 
zukünftig in allen Bundesländern nach einheit-

lichen Eingruppierungsmerkmalen eingestuft 
und einheitlich bezahlt werden, so der dbb-

Vize. 

 
„Der Abschluss einer Entgeltordnung für Lehr-

kräfte ist von besonderer Bedeutung auch für 
Frauen“, betonte Jutta Endrusch, Vorsitzende 

der Bundesfrauenvertretung des Verbands 

Bildung und Erziehung (VBE) und Mitglied der 

Verhandlungskommission L-EGO. Aktuelle Sta-
tistiken belegten, dass der Anteil der weibli-

chen Beschäftigten im Lehrerbereich in vielen 

Bundesländern immer höher werde, unabhän-
gig  von der Schulform. „Die Grundschule ist 

die Schulform mit dem höchsten Frauenanteil 
und gleichzeitig der höchsten Unterrichtsver-

pflichtung, findet sich aber bei der Bezahlung 

am unteren Ende der Einkommensskala wie-
der. Tarifbeschäftigte Lehrerinnen, die darüber 

hinaus aus familiären Gründen in Teilzeit arbei-
ten müssen, sind immer häufiger von Alters-

armut bedroht. Vor diesem Hintergrund wäre 
der Abschluss einer bundesweiten Entgeltord-

nung für Lehrkräfte ein wichtiges Signal, das 

Problem der fehlenden Geschlechtergerechtig-
keit bei der Bezahlung zu entschärfen“, so 

Endrusch. 
(03/42/14) 

 
 

Steuerflucht nach Luxemburg: dbb-Vize Eigenthaler fordert EU-weites  
Vorgehen gegen Steuerungerechtigkeit 
 
(dbb) Nach Bekanntwerden offenbarer Steuerdeals mit Unterstützung des Großherzog-
tums Luxemburgs hat der stellvertretende dbb Bundesvorsitzende Thomas Eigenthaler 

eine konzertierte EU-Aktion für Steuergerechtigkeit gefordert. „Ich schätze, dass dem 

deutschen Staat durch diese von Luxemburg organisierte Steuerflucht pro Jahr mindes-
tens zehn Milliarden Euro durch die Lappen gehen", sagte Eigenthaler dem "Handelsblatt" 

(Online-Ausgabe vom 6. November 2014).  

 
Medienberichten zufolge haben Konzerne, 
darunter auch deutsche Firmen, mit Hilfe Lu-

xemburgs offenbar Milliardenzahlungen ge-

spart. Das Großherzogtum soll ihnen Steuern 
von unter einem Prozent genehmigt haben. 

„Dieses legale, aber nicht legitime Vorgehen 
animiert zusätzlich andere Staaten in Europa 

wie die Niederlande und Irland, solches nach-
zuahmen", kritisierte der dbb Vize, der zugleich 

Bundesvorsitzender der Deutschen Steuer-

Gewerkschaft ist. Das Vorgehen des Staates 
Luxemburg sei „skandalös, aber auf der Basis 

luxemburgischen Rechts legal", so Eigenthaler 
weiter. Luxemburg locke mit billigen Steuersät-

zen internationale Konzerne nur deshalb an, 

um diesen auf Kosten anderer Staaten „billigs-

te Gewinnversteuerung“ anzubieten. „Der in-
ternationalen Steuerflucht über sogenannte 

Tax-Boxes wird das staatliche Mäntelchen der 

Legalität umgehängt", kritisierte Eigenthaler.  
Er forderte die EU-Kommission auf, umgehend 

zu prüfen, ob in dem Luxemburger Vorgehen 
nicht ein Fall „unzulässiger Beihilfe bezie-

hungsweise Subvention“ vorliege. Auch die 
Bundesregierung sieht der dbb Vize in der 

Pflicht zu handeln. Sie müsse sich innerhalb 

der EU „dafür starkmachen, dass nicht nur 
Steuerhinterziehung, sondern auch diese lega-

le Art von Steuerflucht abgeschafft wird“. Dazu 
sei das OECD-Vorhaben BEPS (Base Erosion 

and Profit Shifting) „aktiv und zügig zu unter-

stützen“, so Eigenthaler: Keine bilateralen 
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Verhandlungen, sondern „konzertiertes Vorge-
hen“ gegen Steuerungerechtigkeit sei ange-

sagt, ähnlich der Vereinbarung vom 29. Okto-

ber 2014 zum internen Datenaustausch, for-
derte Eigenthaler. 

(04/42/14) 

 
 

Demonstration vor dem Arbeitgebertag:  
dbb: Zwangstarifeinheit lassen wir uns nicht bieten 
 
(dbb) „Streikrecht ist Grundrecht!“ Diese Botschaft haben Vertreter des dbb und seiner 
Mitgliedsgewerkschaften auf einer Demonstration am 4. November 2014 den Teilnehmern 

des Deutschen Arbeitgebertages in Berlin noch einmal unmissverständlich klar gemacht. 
Hintergrund ist das von der Großen Koalition auf den Weg gebrachte Gesetz zur Tarifein-

heit, das nach dem Grundsatz „ein Betrieb, ein Tarifvertrag“ kleinere Gewerkschaften an 

einer wirksamen Vertretung der Interessen ihrer Mitglieder hindern würde.  

 
„Dieser Entwurf ist aus unserer Sicht der größ-
te 'Rohrkrepierer', den sich diese Bundesregie-

rung auf die Fahne geschrieben hat“, sagte 
Willi Russ, Zweiter Vorsitzender und Fachvor-

stand Tarifpolitik des dbb, vor den Demonstrie-

renden. Gekommen waren rund 200 Teilneh-
mer, unter ihnen Mitglieder der dbb-

Gewerkschaften GdS, GDL, DPVKOM, komba, 
VDStra., VBB, VRFF, DJG sowie der dbb  

jugend.  

 
Die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeit-

geberverbände (BDA) war stets für eine ge-
setzliche Regelung der Tarifeinheit eingetreten. 

Zum Arbeitgebertag der BDA wurden sowohl 
Bundeskanzlerin Angela Merkel als auch Vize-

kanzler und Bundeswirtschaftsminister Sigmar 

Gabriel erwartet.  
 

Mit dem Gesetz werde der Versuch unternom-
men, „die innerbetriebliche Demokratie der 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in die-

sem Land zu zerstören, und dass sich dafür 
eine sozialdemokratische Bundesarbeitsminis-

terin hergibt, ist eine Schande“, so Russ an die 
Adresse von Andrea Nahles (SPD). „Anstatt 

ehrlich zuzugeben, dass das Streikrecht für die 
kleineren Gewerkschaften abgeschafft werden 

soll, versucht die Politik dies hinter faulen For-

malitätsfassaden zu verstecken und gefährdet 

elementar die Existenz dieser erfolgreichen 
Gewerkschaften, die einen klaren Auftrag ihrer 

Mitglieder haben. Das ist Verfassungsbruch mit 
Ansage und darüber hinaus auch politisch fei-

ge“, machte Willi Russ klar. Entsolidarisierung 

und erbitterter Wettkampf um Mehrheiten in 
den Betrieben würden die Folgen sein. Russ 

ließ keinen Zweifel daran, dass sich der dbb 
eine Zwangstarifeinheit nicht bieten lassen und 

mit allen Mitteln dagegen vorgehen werde: 

„Wir werden aus allen Rohren schießen, wenn 
es um die parlamentarische Beratung im 

nächsten Jahr geht“, kündigte der Zweite Vor-
sitzende des gewerkschaftlichen Dachverban-

des an. Solidarisch mit allen Gewerkschaften, 
die sich dieser „Gleichschaltungspolitik“ wider-

setzen, werde auch der dbb dafür sorgen, dass 

die obersten Verfassungshüter in Karlsruhe das 
Gesetz „in den Mülleimer der Geschichte be-

fördern“. 
 

Die Demonstranten machten ihrem Unmut 

über die Gesetzespläne lautstark Luft. Auf 
Transparenten hieß es: „Die GroKo will das 

Streikrecht kappen!“ und „Vielfalt statt Einfalt!“ 
Ein Poster zeigte Bundesarbeitsministerin 

Nahles mit langer Pinocchio-(Lügen)-Nase und 
dem Aufdruck „Niemand hat die Absicht, das 

Streikrecht einzuschränken!“ 

(05/42/14) 

 
 

Dauderstädt: Mit Grundrechten nicht leichtfertig spielen 
 
(dbb) „Das 'Gesetz zur Regelung der Tarifeinheit' will ein Problem lösen, das es gar nicht 

gibt. Es muss befürchtet werden, dass es letztlich sogar Probleme schafft, die es bisher 

noch gar nicht gegeben hat.“ Zu diesem Schluss kommt der dbb Bundesvorsitzende Klaus 
Dauderstädt in einem Gastbeitrag für die „Ostthüringer Zeitung“ (Ausgabe vom 3. 

November 2014) zum Gesetzentwurf des Bundesarbeitsministeriums.  

 

 



 

aktuell Nr. 42 vom 07.11.2014 5 

___________________________________________________________________________ 

 

___________________________________________________________________________ 

 

 
Dauderstädt erinnert daran, dass in Deutsch-

land das Streikrecht ein Grundrecht (Artikel 9 
Absatz 3 Grundgesetz) ist und schreibt: „Von 

diesem Grundrecht wird traditionell jedoch 
sehr zurückhaltend gebraucht gemacht. Das 

gilt auch für die zurückliegenden Jahre seit 

2010, als das Bundesarbeitsgericht erstmals 
Tarifverträge unterschiedlicher Gewerkschaften 

beim gleichen Arbeitgeber (Tarifpluralität) für 
grundgesetzkonform und die tarifpolitische 

Realität für zulässig erklärte. Auch im interna-

tionalen Vergleich war und ist Deutschland 
streikarm. Das gilt besonders für die sensiblen 

Bereiche der Daseinsvorsorge.“ 
 

Tarifpluralität stelle letztlich „sogar eine Not-

wendigkeit dar. Die Beschäftigten wollen und 
müssen die Wahl haben, wie und von wem sie 

ihre Interessen vertreten sehen wollen. Bran-
chen- und Fachgewerkschaftsprinzip stehen 

hier gleichberechtigt nebeneinander. Davon ist 
im Gesetzentwurf leider nicht die Rede. Der 

Entwurf verzichtet übrigens auch darauf, kon-

krete Beispiele zu nennen, die eine Fehlfunkti-
on durch Tarifpluralität belegen. Stattdessen 

tauscht er den Begriff der Tarifpluralität durch 
das negative Wort von der Tarifkollision aus. 

Aber selbst zum Begriff der Kollision lässt sich 

sagen, dass diese zu einem demokratischen 
System dazu gehört - im Parlament genauso, 

wie im Arbeitsleben“, so der dbb Chef weiter. 
Dauderstädt bekräftigt die Ablehnung des dbb: 

„Entgegen der Zusage von Bundesarbeitsminis-
terin Nahles würde mit dem Gesetz erreicht, 

die Streikrechte der Arbeitnehmer massiv ein-

zuschränken. Tarifpluralität würde faktisch 
abgeschafft, Grundrechte würden einge-

schränkt. Denn der kleineren Gewerkschaft 
würde das jetzt zustehende Recht genommen, 

eigene Tarifpartnerschaft im Arbeitskampf 

durchzusetzen. Das ist umso schlimmer, als es 
vielfältige Beispiele gibt, bei denen sich kon-

kurrierende Gewerkschaften freiwillig und 
tarifautonom zu einer Zusammenarbeit bei 

Tarifverhandlungen zusammenfinden. Mit dem 

Versuch, nur noch die im Betrieb jeweils 
stärkste Gewerkschaft als Tarifpartner zu ak-

zeptieren, würden diese positiven Beispiele 
bedroht.“  

 

Auch handwerkliche Mängel des Entwurfs kriti-
siert der dbb Bundesvorsitzende, bevor er zu 

dem Fazit gelangt: „Netterweise sieht der Ent-
wurf vor, dass der Bundestag im Jahre 2020 

prüft, wie sich das Gesetz ausgewirkt hat. Es 

könnte sein, dass es bis dahin der Tarifplurali-
tät weitgehend den Garaus gemacht hat, eini-

ge Gewerkschaften verschwunden sein werden 
und zugleich andere Gewerkschaften, weil sie 

mit diesem Gesetzesvorhaben gleichsam zu 
einem verlängerten Arm der Bundesregierung 

gemacht werden, an extremen Legitimitäts-

problemen leiden; es könnte aber auch sein, 
dass zwischen den Gewerkschaften Auseinan-

dersetzungen um betriebliche Mehrheiten an-
dauern und sich die Allgemeinheit den Status 

quo aus der Zeit vor diesem Gesetzesprojekt 

zurückwünscht. So baut man zunächst auf das 
Demokratieverständnis der Abgeordneten, 

diesem Vorhaben gar nicht erst zuzustimmen. 
Falls doch, bleiben noch die Wächter des 

Grundgesetzes: die Verfassungsrichter in 
Karlsruhe. Hier wird ein Tarifeinheitsgesetz 

eine Beerdigung erster Klasse erfahren, die 

allen Abgeordneten vor Augen führt, dass man 
mit unseren Grundrechten nicht leichtfertig 

spielen darf.“ 
(06/42/14) 

 
 

Steuerfachgespräch im Bayerischen Landtag: Familiengerechtigkeit  
angemahnt  
 
(dbb) „Wir brauchen ein familien- und gendergerechtes Steuerrecht, das sich stärker da-

ran orientiert, wo Kinder aufwachsen.“ Das hat Helene Wildfeuer, Vorsitzende der dbb 
bundesfrauenvertretung, am 24. Oktober 2014 bei einem Steuerfachgespräch im Bayeri-

schen Landtag gefordert. Dazu hatte die Landtagsfraktion der SPD eingeladen. 

 
Derzeit fördert das Ehegattensplitting im deut-

schen Einkommensteuerrecht die Ehe und 
nicht die Kinder. Dies kostet die deutschen 

Steuerzahler jährlich 21 Milliarden Euro, von 
denen 43 Prozent an kinderlose Ehepaare ge-

hen. Helene Wildfeuer: „Die verfassungsgemä-

ße Besteuerung nach der Leistungsfähigkeit 

erfordert, dass die Bedarfe der Kinder ange-
messen berücksichtigt werden.“ 

 
Bei dem Steuerfachgespräch hielt Dr. Carsten 

Kühl, Minister für Finanzen in Rheinland Pfalz, 
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ein Impulsreferat, in dem er unter anderem für 
eine umfassendere Steuerreform plädierte. 

„Nirgends gibt es Verbotsschilder", stellte er 
fest. 

 

In der anschließenden Diskussion fragte Hele-
ne Wildfeuer gezielt nach der Position der SPD 

zu einem gendergerechten Steuerrecht, das 
nach Auffassung der dbb bundesfrauenvertre-

tung Teil einer umfassenderen Steuerreform 

sein müsse. Die dbb bundesfrauenvertretung 
vertritt schon seit Jahren die Auffassung, dass 

eine Anpassung an die geänderte Lebenswirk-
lichkeit geboten ist. Dazu gehöre, neben einer 

verfassungsgemäßen Besteuerung entspre-
chend der Leistungsfähigkeit auch das Exis-

tenzminimum für Kinder steuerfrei zu lassen 

und erwerbsbedingte Kinderbetreuungskosten 
in voller Höhe als Werbungskosten oder Be-

triebsausgaben anzuerkennen. Selbstverständ-
lich müssten bestehende Ehen gleichmäßig 

steuerlich und sozialrechtlich gefördert wer-

den. 
(07/42/14) 

 
 

Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts: 
Beamte erhalten geringe Entschädigung wegen altersdiskriminierender  
Besoldung 
 
(dbb) Beamte haben unter bestimmten Voraussetzungen einen Anspruch auf eine Ent-

schädigung, wenn die Höhe ihrer Bezüge entgegen den europarechtlichen Vorgaben allein 
von ihrem Lebensalter abhing. Das hat das Bundesverwaltungsgericht (BVerwG) in Leip-

zig am 30. Oktober 2014 entschieden. Die Höhe der Entschädigung beträgt 100 Euro für 
jeden Monat – abhängig vom Zeitpunkt der Geltendmachung – bis zum Inkrafttreten ei-

nes nicht-diskriminierenden Besoldungsrechts. 

 
Das BVerwG hatte zu prüfen, ob die Besoldung 
vom Lebensalter abhängig gemacht werden 

darf. Die Abhängigkeit der Besoldung vom 

Lebensalter ist eine unzulässige, nicht gerecht-
fertigte Diskriminierung jüngerer Beamter, die 

entsprechend mit einer angemessenen Ent-
schädigung auszugleichen sei. Die Rechts-

grundlage hierfür sei das AGG aus dem Jahre 

2006. 
 

Im Wissen darum, dass das Lebensalter kein 
zulässiges Kriterium für die Besoldung sein 

darf, haben der Bund und bereits viele Länder 

die Besoldungsstruktur dahingehend geändert, 
dass die Berufserfahrung ein wesentliches 

Kriterium der Besoldungshöhe darstellt. 
 

Die zum Zeitpunkt der Besoldung auf Erfah-
rungsstufen vorhandenen Beamten wurden auf 

der Basis der bisherigen, altersdiskriminieren-

den Bezüge in das neue System übergeleitet. 
Zwar setze sich die Altersdiskriminierung in der 

Überleitung fort, wie das BVerwG feststellte, 
doch sei dies von der übergeordneten Idee 

geleitet, einen früheren rechtswidrigen Zu-

stand zu ändern und deswegen gerechtfertigt. 
 

Weiterhin hatte das BVerwG die Frage zu klä-
ren, ob den Beamten für die Zeit zwischen 

ihrem Einspruch gegen die Altersdiskriminie-
rung und ihrer tatsächlichen Überleitung in das 

neue System eine höhere Besoldung, ein 
Schadensersetz oder eine Entschädigung zu-

steht. Diese Frage hat das Gericht, wie oben 

beschrieben, bejaht und eine Entschädigung 
von 100 Euro pro Monat in besagtem Zeitraum 

festgelegt. Im verhandelten Streitfall mit dem 
längsten Zeitraum wurde dem Kläger so ein 

Zahlungsanspruch in Höhe von 5.550 Euro 

zuerkannt. 
 

Für das sächsische Besoldungsrecht war vom 
Gericht darüber hinaus zu klären, ob der dorti-

ge Gesetzgeber die Besoldungstabellen rück-

wirkend bis September 2006 auf das neue 
System umstellen durfte. Dies hat das BVerwG 

für zulässig erklärt. Da zwischen dem In-
krafttreten des AGG in Deutschland zum 15. 

August 2006 und dem Inkrafttreten der nicht-
altersdiskriminierenden Besoldungstabelle in 

Sachsen zum 1. September 2006 nur zwei 

Wochen lagen, wurde einem klagenden Beam-
ten entsprechend eine Entschädigung in Höhe 

von 50 Euro zugesprochen. 
 

Mehrere Klagen von Soldaten gegen den Bund, 

bei denen der Zeitpunkt der Geltendmachung 
des Anspruchs außerhalb der einschlägigen 

Antragsfrist lag, wurden vom Bundesverwal-
tungsgericht abgewiesen.  

(08/42/14) 
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Aus Bundesländern und Mitgliedsgewerkschaften 
 

 

Ministerpräsidentin Dreyer: Fachkräfte im öffentlichen Dienst unersetzlich 
 
(dbb) „Demografie und Fachkräftegewinnung im öffentlichen Dienst“ war eines der zent-

ralen Themen bei der gemeinsamen Sitzung des rheinland-pfälzischen Ministerrates mit 

der dbb Landesleitung Rheinland-Pfalz. Ministerpräsidentin Malu Dreyer und die dbb-
Landesvorsitzende Lilli Lenz stimmten darin überein, dass es eine gemeinsame Aufgabe 

sein müsse, den Nachwuchs für den öffentlichen Dienst zu sichern, teilten die Gesprächs-
partner am 4. November 2014 mit.  

 
„Fachkräfte sind im öffentlichen Dienst uner-

setzlich“, sagte Ministerpräsidentin Malu 

Dreyer. Deshalb müsse man sich sowohl bei 
den Beamtinnen und Beamten als auch bei den 

Tarifbeschäftigten um gut qualifizierten Nach-
wuchs kümmern. 

 

Lilli Lenz sagte: „Es geht darum, auf einem 
immer stärker umkämpften Arbeitsmarkt ge-

eigneten Nachwuchs für die vielfältigen Aufga-
ben der Verwaltung zu gewinnen. Gleichzeitig 

muss der öffentliche Dienst auch älter werden-
den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern gerecht 

werden. Eine demografiegerechte Personalpoli-

tik ist daher von wachsender Bedeutung. Das 
schließt eine aufgabengerechte Personalaus-

stattung des Landesdienstes und vor allem 

eine im Wettbewerb um die besten Köpfe kon-

kurrenzfähige Bezahlung im öffentlichen Dienst 
ein.“ Davon entferne sich Rheinland-Pfalz lei-

der immer weiter. 
 

Im Fokus stand außerdem die ein-prozentige 

Deckelung der Besoldungs- und Versorgungs-
anpassung von fünf Jahren für Beamte.  Hier 

tauschten Landesregierung und dbb-
Landesleitung ihre konträren Positionen aus. 

Bei der Suche nach einer Lösung werde be-
rücksichtigt, dass laut Steuerschätzung vom 

Mai 2014 in den nächsten Jahren mit modera-

ten Mehreinnahmen zu rechnen sei.  
(09/42/14) 

 

 

Der öffentliche Dienst – Garant für ein sicheres NRW 
 
(dbb) Der Vorsitzende des Deutschen Beamtenbundes Nordrhein-Westfalen, Roland 
Staude, hat auf dem Gewerkschaftstag des vdla NRW am 3. November 2014 in Düsseldorf 

eine Rede zum Motto der Veranstaltung „Wir verdienen Respekt und Anerkennung! Der 
öffentliche Dienst - ein Garant für ein sicheres und gerechtes NRW " gehalten. 

 
Das Besoldungsgesetz 2013/2014 der rot-

grünen Landesregierung habe nichts mit Res-

pekt und Anerkennung gegenüber den Kolle-
ginnen und Kollegen zu tun, stellte Staude 

fest. „Nichts sehen, nichts hören und nichts 
sagen." So könne man die Kritik des DBB NRW 

an der Vorgehensweise der Landesregierung 
auf den Punkt bringen. Auch in der Podiums-

diskussion zum Thema „Attraktive Rahmenbe-

dingungen für einen zukunftsfähigen öffentli-
chen Dienst in Nordrhein-Westfalen“ mit NRW-

Innenminister Ralf Jäger und dem vdla NRW-
Vorsitzenden Guido Arens bezog Staude klar 

Stellung. Der öffentliche Dienst befinde sich in 

einer besonderen Konkurrenzsituation zur Pri-

vatwirtschaft. „Hier muss es eine Attraktivi-

tätsoffensive geben." Rot-Grün tue aber genau 
das Gegenteil. Anstatt jungen Menschen einen 

attraktiven Arbeitsplatz im öffentlichen Dienst 
zu bieten, führte beispielsweise der Umbau der 

Besoldungstabellen auf Erfahrungsstufen zu 
erheblichen Einbußen für Berufsanfänger. „Und 

dass der öffentliche Dienst die längsten Ar-

beitszeiten Deutschlands hat, sorgt auch nicht 
gerade für eine Attraktivitätssteigerung", so 

Staude. 
(10/42/14) 
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dbb Hessen: Einsparvorhaben sind kontraproduktiv  
 
(dbb) „Die von der hessischen Landesregierung vorgesehenen Einsparmaßnahmen im 

öffentlichen Dienst sind kontraproduktiv“, sagte die Vorsitzende des dbb Hessen, beam-
tenbund und tarifunion, Ute Wiegand-Fleischhacker, am 4. November 2014 zu entspre-

chenden Verlautbarungen aus Wiesbaden. 

 
„Der hessische Finanzminister hat in einer 
Pressemitteilung festgestellt, dass die Landes-

verwaltung gut aufgestellt ist für eine erfolg-

reiche Entwicklung des Landes Hessen“, so 
Wiegand-Fleischhacker. „Aber gilt das auch 

künftig?“  
 

„Der dbb Hessen hält die von der schwarz-

grünen Koalition angekündigten Einsparmaß-
nahmen für höchst kontraproduktiv.“ Wer dem 

öffentlichen Dienst in Hessen den Abbau von 
1.800 Stellen zumute und gleichzeitig die Be-

soldungserhöhungen für 2015 mit null Prozent 

und dann jährlich mit einem Prozent deckle, 
trage nicht zur Stärkung des öffentlichen 

Dienstes bei. „Die Motivation der Kolleginnen 
und Kollegen in den Verwaltungen, den 

Sicherheitsbehörden, Schulen und anderen 

staatlichen Verwaltungen geht so völlig flöten“, 
so die dbb-Landesvorsitzende. 

 

In diesem Zusammenhang verwies Wiegand-
Fleischhacker auf die aktuelle Feststellung des 

Bundesrechnungshofes, dass neues Personal 
für den öffentlichen Dienst knapper werde. 

Stelleneinsparungen in den Behörden ließen 

immer weniger Spielraum für Neueinstellun-
gen. Gleichzeitig stelle sich für den öffentlichen 

Dienst das Problem der demografischen Ent-
wicklung. Das bedeute, dass deutlich zuneh-

menden altersbedingten Abgängen weniger 

Bewerber gegenüber stünden. „Will das Land 
Hessen eine gut funktionierende Dienstleistung 

für die Bürger garantieren, wird er dies nicht 
mit dem Sparstrumpf in der Hand vollbringen. 

Qualität kostet“, so die dbb-Landesvorsitzende. 
(11/42/14) 

 

 

BBB zum GDL-Streik: Solidarität hat ihre Grenzen 
 
(dbb) „Ich verstehe jeden, der hier die Solidarität in Frage stellt! Und auch im Beamten-

bund selbst rumort es – so der bayerische Blickwinkel“, sagte Rolf Habermann, Vorsitzen-

der des Bayerischen Beamtenbundes (BBB), am 5. November 2014 mit Blick auf den ak-
tuellen Streik der Gewerkschaft Deutscher Lokomotivführer (GDL). Man sehe aber auch, 

was man sich mit zunehmender Privatisierung öffentlicher Leistungen „ins Haus hole“, so 
der BBB-Chef weiter. 

 
„Hier schießen Einzelne übers Ziel hinaus“, 

kritisierte Habermann, „und zwar aus allen 

Lagern“. Der Zusammenhalt unter den Be-
schäftigtengruppen des öffentlichen Dienstes 

sei gefährdet, wenn die aktuelle Auseinander-
setzung nicht zurück in vernünftige Bahnen 

geleitet werde. 

Habermanns Fazit: „Das Berufsbeamtentum ist 

unverzichtbar. Nur dadurch wird sichergestellt, 

dass öffentliche Leistungen jederzeit und 
durchgehend zur Verfügung stehen.“ Das müs-

se bei jedem Ruf nach Privatisierung bedacht 
werden. 

(12/42/14) 

 

 

Ladebeck bei Finanzminister Bullerjahn: „Beamte an Reformrendite beteiligen“  
 
(dbb) Am 29. Oktober 2014 ist der Landesvorsitzende des dbb sachsen-anhalt Wolfgang 
Ladebeck zu einem Gespräch mit dem für das Dienstrecht zuständigen Landesfinanzmi-

nister Jens Bullerjahn (SPD) zusammengekommen. Im Mittelpunkt standen der Doppel-

haushalt 2015/2016, die geplante Anhebung der beamtenrechtlichen Altersgrenzen sowie 
die Tarifrunde der Länder 2015.  
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„Die Landesregierung hat den Beamtinnen und 

Beamten in den letzten Jahren viel zugemutet 
- die Streichung der Sonderzuwendung, die 

zeitverzögerten Besoldungsanpassungen und 
die Einführung der Kostendämpfungspauschale 

in der Beihilfe. Mit dem Haushaltsbegleitgesetz 

2015/2016 soll die Kostendämpfungspauschale 
jetzt auch auf die Heilfürsorgeberechtigten 

übertragen werden. Die davon betroffenen 
Vollzugsbeamten sind wütend, dass ihre Be-

soldung durch einen Besoldungseinbehalt in 

Höhe von 0,6 bis 0,8 Prozent wieder einmal 
gekürzt werden soll. Nach Jahren des Kürzens 

und des Verzichtes wollen die Beamten und 
Tarifbeschäftigten an der Reformrendite aus 

Personalabbau und Strukturreformen jetzt 

endlich auch mal teilhaben. Und diese Teilhabe 

muss sich positiv im Portemonnaie der Be-
diensteten bemerkbar machen“, sagte Lade-

beck.  
 

Der dbb sachsen-anhalt begrüße ausdrücklich, 

dass der Finanzausschuss des Landtages bei 
der Beratung des Einzelplanes 04 (Finanzver-

waltung) des Doppelhaushaltes 2015/2016 405 
Stellenhebungen - davon 360 in den Finanzäm-

tern - beschlossen hat. „Stellenhebungen ha-

ben für die Beamten aber erst dann einen 
Mehrwert, wenn damit zeitnahe Beförderungen 

verbunden sind“, so Ladebeck.  
(13/42/14) 

 

 

Tarifeinheit: 
Sächsischer Beamtenbund kritisiert Gesetzentwurf  
 
(dbb) Auch beim Sächsischen Beamtenbund (SBB) ist der von Bundesarbeitsministerin 

Andrea Nahles (SPD) vorgelegte Gesetzentwurf zur Tarifeinheit auf scharfe Kritik gesto-
ßen. SBB-Vorsitzender Gerhard Pöschmann erklärte am 6. November 2014: „Wer sich ei-

ner Gewerkschaft anschließt, erwartet auch, dass diese seine Interessen in Arbeitskämp-

fen wahrnimmt. Das zu verhindern heißt nichts anderes, als, den Mitgliederzulauf und 
damit die Koalitionsfreiheit kleinerer Gewerkschaften aufzuheben - ein klarer Verstoß 

gegen das deutsche Grundgesetz.“ 

 
Bekanntermaßen habe es bereits vorab 
Rechtsgutachten gegeben, die der Verfas-

sungsmäßigkeit der geplanten Regelung 

schlechte Noten erteilen. So sei nicht klar, was 
ein Betrieb ist und wie man die jeweils stärkste 

Gewerkschaft in diesem Betrieb ermitteln soll.  
 

„Wir werden unsere Mitglieder bitten, Ministe-
rin Nahles und ihren Abgeordnetenkollegen die 

wirkliche Sicht der Beschäftigten zum vorge-

legten Gesetzesentwurf mitzuteilen“, kündigte 
Pöschmann an. „Vielleicht hilft das, eine kriti-

sche Auseinandersetzung mit dem vorgelegten 
Entwurf zu erreichen.“ 

(14/42/14) 

 

 

komba gewerkschaft: Volle Solidarität mit der GDL 
 
(dbb) Der Bundes- und NRW-Landesvorsitzende der komba gewerkschaft Ulrich Silber-

bach, hat der GDL die „volle Solidarität der komba gewerkschaft“ zugesichert.  

 
Vor 250 Delegierten der komba gewerkschaft 
nrw kritisierte Silberbach am 31. Oktober 2014 

in Mülheim an der Ruhr zugleich das Verhalten 
der politischen Führung in Berlin im Umgang 

mit dem Streikrecht. Während das Bundesver-
fassungsgericht bereits vor Jahren für Tarifplu-

ralität entschieden habe, befände sich die Re-

gierung nunmehr in einer kompletten Kehrt-
wende auf dem Weg zurück zum gewerk-

schaftlichen Einheitsbrei. Bei der Deutschen 
Bahn, die letztlich die GDL-Forderungen blo-

ckiere, führe der ehemalige Staatsbetrieb ei-
nen Stellvertreterkampf für die neue „Zwangs-

tarifeinheit“, stellte wie Silberbach, der auch 
stellvertretender Bundesvorsitzender des dbb 

ist. Nicht die GDL ziehe diesen Arbeitskampf in 
die Länge, sondern der Bahn-Vorstand „am 

Gängelband politischer Interessen“. 

 
Der Regierung in Berlin warf Silberbach vor, 

verfassungswidrige Koalitionsvereinbarungen 
mit aller Macht durchzusetzen. „Welche Bedeu-
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tung hat eigentlich die Verfassung für die Ber-
liner Politik, wenn man verfassungswidrige 

Gesetze auf den Weg bringt und sie als Erfolg 
verteidigt?“, so Silberbach.  

(15/42/14) 

 

 

GDL bestreikt Deutsche Bahn  
 
(dbb) Die Gewerkschaft Deutscher Lokomotivführer (GDL) hat am 4. November 2014 die 

Lokomotivführer, Lokrangierführer, Zugbegleiter, Bordgastronomen, Disponenten, Aus-

bilder, Instruktoren und Trainer in den Eisenbahnverkehrsunternehmen der Deutsche 
Bahn (DB) am 5. November von 15 Uhr im Güterverkehr und vom6. November ab 2 Uhr im 

Personenverkehr bis zum gemeinsamen Ende am 10. November 2014 um 4 Uhr zu einem 
Arbeitskampf aufgerufen. 

 
„Der Tarifvertrag für Verfahrensfragen der 
Deutschen Bahn ist ein Frontalangriff gegen 

die grundgesetzlich geschützte Koalitionsfrei-

heit. Die DB und mittelbar auch der Staat als 
Eigner der DB wollen hier eine Vorstufe eines 

Tarifeinheitsgesetzes durchsetzen, das im Lich-
te des Grundgesetzes niemals zulässig wäre. 

Und genau das wird das Zugpersonal der GDL 

nicht mitmachen“, heißt es in der Mitteilung. 
Der GDL-Bundesvorsitzende und dbb Vize 

Claus Weselsky erklärte: „Wir wollen und müs-
sen im Auftrag unserer Mitglieder verhandeln, 

egal ob diese als Lokführer, Zugbegleiter, 
Bordgastronomen, Disponenten, Ausbilder, 

Instruktoren oder Lokrangierführer in den Ei-

senbahnverkehrsunternehmen (EVU) der DB 
arbeiten. Dieses Grundrecht ist in Gefahr und 

damit die Funktion von Gewerkschaften an 
sich. Nach diesem Tarifdiktat sollen wir 

Scheinverhandlungen für das Zugpersonal 

führen und würden in Wahrheit zum zahnlosen 
Tiger. Genau das ist vom Arbeitgeber gewollt.“ 

 

Die GDL fordert eigenständige Tarifverhand-
lungen für ihre mehr als 19.000 Mitglieder des 

Zugpersonals in den Eisenbahnverkehrsunter-
nehmen der DB. Die Gewerkschaft organisiert 

nach eigenen Angaben mehr als 51 Prozent 

der insgesamt 37.000 Beschäftigten, die im 
Wettbewerbsmarkt stehen und spezielle Tarif-

regelungen brauchen. Weselsky: „Uns geht es 
nicht um die Verwaltung von Tausenden Unor-

ganisierten oder Mitgliedern anderer Gewerk-
schaften. Wir wollen nur für unsere eigenen 

Mitglieder die Tarife abschließen. Dieses 

Grundrecht dürfen uns weder Arbeitgeber noch 
andere Gewerkschaften absprechen. Zumin-

dest die Gewerkschaften würden sich damit 
selbst in Frage stellen.“ 

(16/42/14) 

 
 

VBB: Personalmangel und Reformflut führen zu Problemen in der Bundeswehr 
 
(dbb) Dass im Zusammenhang mit Fehlentwicklungen durch ständig neue Reformansätze 
in Verbindung mit Personaleinsparungen bei der Bundeswehr einseitige Kritik am Bun-

desamt für Ausrüstung, Informationstechnik und Nutzung der Bundeswehr (BAAINBw)  

geäußert wird, stößt beim VBB (Verband der Beamten der Bundeswehr) auf Widerstand.  

 
Das BAAINBw als Sündenbock im Rüstungs-
chaos darzustellen, entbehre jeglicher sachli-

chen Grundlage und habe mittlerweile den 
Charakter einer Kampagne erreicht, kritisierte 

der VBB am 30. Oktober 2014. „Es hat mit 

Seriosität nichts mehr zu tun, wenn die un-
zweifelhaft vorliegenden Mängel der Bundes-

wehr einseitig den im Rüstungsbereich tätigen 
Menschen zugerechnet werden. Das BAAINBw 

als Sündenbock abzustempeln ist einfach – zu 
einfach!“ Selbstverständlich müsse Ursachen-

forschung betrieben werden und es liege auch 

nahe, dass man mit dem Bundesamt anfängt, 

das für den Rüstungsbereich zuständig ist. 
„Aber wenn es am Personal fehlt und eine 

Reform die nächste ablöst, ohne die geänder-
ten Prozessabläufe einmal zu hinterfragen und 

zu durchleuchten, dann kann dies nicht gutge-

hen“, gibt der VBB zu bedenken. „Wer nun die 
Kollegen im Regen stehen lässt, darf sich nicht 

wundern, wenn die Attraktivitätsoffensive ins 
Leere läuft. Hier ist eindeutig die Politik ge-

fragt.“ 
(17/42/14) 
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VBE: Privatisierung öffentlicher Daseinsvorsorge stoppen 
 
(dbb) „Der gepriesene schlanke Staat hat die in die weitgreifende Privatisierung gesetz-
ten Erwartungen auf ganzer Linie enttäuscht“, erklärte VBE-Bundes- und Landesvorsit-

zender NRW Udo Beckmann mit Blick auf den derzeitigen Tarifkampf bei der Bahn am 6. 
November 2014 auf der Personalrätekonferenz in Dortmund. „Es muss endlich Schluss 

sein, wichtige Bereiche der öffentlichen Daseinsvorsorge zu privatisieren. Auch im Bil-

dungsbereich treibt der Staat eine schleichende Privatisierung voran. Der Verband Bil-
dung und Erziehung lehnt diese Politik grundsätzlich ab. Wir fordern vor diesem Hinter-

grund den Beamtenstatus für alle Lehrer.“ 

 
„Schulpflicht auf der einen Seite und Beamten-
status bedingen sich gegenseitig. Zugleich ist 

der Beamtenstatus auch eine Barriere gegen 

weitere Privatisierung“, sagte Beckmann. Der 
Umgang mit tarifbeschäftigten Kolleginnen und 

Kollegen im Schulbereich in den zurückliegen-
den Jahren sei Warnung genug. Nur durch 

starken gewerkschaftlichen Druck seien endlich 
Gespräche mit der Tarifgemeinschaft deut-

scher Länder (TdL) durchgesetzt worden, eine 

Entgeltordnung auf Basis eines Tarifvertrags zu 
verhandeln. „Für den VBE ist klar, dass es 

starke Gewerkschaften braucht, um gegenzu-
halten, aber keinen Einheitsbrei. Der wurde vor 

25 Jahren mit dem Mauerfall überwunden. 

Deshalb lehnt der VBE auch den jüngsten Ent-
wurf eines Tarifeinheitsgesetzes mit aller  

Entschiedenheit ab.“  
 

Beckmann weiter: „Der Staat selbst untergräbt 

sukzessive sein öffentliches Schulwesen. Diese 
absurde Politik muss endlich gestoppt werden. 

Den öffentlichen Schulen fehlen Lehrer. Der 
Mangel wird durch größere Klassen, Unter-

richtsausfall und Kürzung von Förderstunden 
verdeckt. Jungen Lehrkräften wird die Bezah-

lung gekürzt. Sie werden zu befristeter Arbeit 

gezwungen. Ihnen wird die berufliche Perspek-
tive beschnitten. Gleichzeitig fließen Gelder des 

Bundes zum Beispiel in private Nachhilfe, weil 
das Kooperationsverbot im Schulbereich nicht 

zulässt, die Qualität der Schulen direkt zu ver-

bessern.“ 
(18/42/14) 

 

 

KEG: Kirchliche Schulen nicht erschweren  
 
(dbb) Schulen in kirchlicher Trägerschaft stellen einen wichtigen Bereich des gesell-
schaftlichen Engagements der Kirche dar. 370.000 Schüler besuchen 905 allgemein- oder 

berufsbildende Schulen. Mit 3,3 Prozent Anteil an der gesamten deutschen Schulland-
schaft bilden die katholischen Schulen die größte Gruppe in freier Trägerschaft. „Diese 

Zahl wächst ständig, was vielen Kultus- und Bildungsministern ein Dorn im Auge ist“, 

schreibt der Bundesbeauftragte der Katholischen Erziehergemeinschaft Deutschlands 
(KEG), Manfred Mahlstedt, in einem Gastkommentar für die „Augsburger Sonntagszei-

tung“ (Ausgabe vom 2. November 2014).  

 
„Daher versuchen sie immer wieder, an der 
‚Kürzungsschraube‘ zu drehen. So wollen eini-

ge Minister beispielsweise die Gründung von 
Privatschulen durch massive Kürzungen bei der 

Finanzierung erschweren. Die CDU/CSU lehnt 

solche Kürzungspläne bei Neugründungen 
strikt ab – zu Recht“, schreibt Mahlstedt und 

verweist auf das Grundgesetz, Artikel 7, wo 
das Recht auf Gründung privater Schulen ge-

währleistet wird. 

 
„Die Kritiker der auffällig positiven Entwicklung 

gerade der kirchlichen Schulen sollten den 

Frust vieler Eltern über das staatliche Schul- 
und Bildungssystem ernst nehmen“, rät der 

Autor. „Denn freie Schulen spiegeln das wach-
sende Bedürfnis nach Vielfalt im Bildungswe-

sen wider und garantieren individuelle Förde-

rung und Zuwendung. Schulen in freier Trä-
gerschaft sind Institutionen auch der Glau-

bensvermittlung und immer Impulsgeber für 
Neuerungen.“ 

(19/42/14) 
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Namen und Nachrichten 

(dbb) Am 4. November 2014 ist plötzlich und 

unerwartet Bernd J. Niesen, amtierender 
Bundesvorsitzender des BTB, im Alter von 62 

Jahren in Königswinter-Thomasberg verstor-
ben. Niesen gehörte seit 1996 dem dbb Bun-

desvorstand und dem dbb Bundeshauptvor-

stand an und engagierte sich unter anderem 
mit großem Einsatz in der Expertenkommission 

für Verkehr, Technik und Umwelt, in der Kom-
mission für Beamtenrecht sowie im Vorstand 

der dbb akademie. Kollegen und Verhand-
lungspartner haben ihn dabei als einen Ge-

werkschafter schätzen gelernt, der Kompetenz, 

Verlässlichkeit und Kompromissbereitschaft auf 
das Beste zu verbinden wusste. Sein besonde-

res Interesse galt überdies den dbb-
Printmedien, insbesondere dem BTB magazin, 

das er über viele Jahre durch sein hohes 

Sachwissen, aber auch durch seine heitere, 
humorvolle Lebensart geprägt hat. Der dbb 

wird Bernd Niesen stets ein ehrendes Anden-
ken bewahren.  

 
Der dbb Bundesvorsitzende Klaus Dauders-

tädt hat mit Blick auf den vorgelegten Entwurf 

eines Gesetzes zur Tarifeinheit noch einmal 
unterstrichen: „Wir glauben, dass die Politik 

sich da heraushalten sollte.“ Auf einer Diskus-
sionsveranstaltung des VBOB (Verband der 

Beschäftigten der obersten und oberen Bun-

desbehörden) am 3. November 2014 im dbb 
forum berlin sagte Dauderstädt: „Es kommt 

nicht auf die Formulierungen an, sondern auf 
die Wirkungen.“ Was die Justiz vor Jahren aus 

gutem Grund korrigiert habe, sollte die Politik 

jetzt nicht erneut angehen, sagte der dbb 
Chef. Zur aktuellen Tarifauseinandersetzung 

bei der Deutschen Bahn (DB) merkte der dbb 
Chef an, das Scheitern der Verhandlungen 

mache deutlich, dass die DB das Tarifeinheits-
gesetz vorwegnehme. Es sei „nicht in Ord-

nung“, wenn diese einen Tarifvertrag mit der 

Eisenbahn- und Verkehrsgewerkschaft (EVG) 

abschließen wolle und die Gewerkschaft 

Deutscher Lokomotivführer (GDL) damit auch 
in die Friedenspflicht zwänge. „Das geht nicht“, 

machte Dauderstädt klar. „Einen sie unterjo-

chenden Tarifvertrag kann die GDL nicht un-
terschreiben.“  

 
Der Koalitionsvertrag zwischen Sachsens CDU 

und SPD ist fertig. Darin ist festgeschrieben, 

wie Sachsens Zukunft in den Jahren 2014 bis 

2019 gestaltet werden soll: Sozial, wirtschaft-

lich, ökologisch, demokratisch und gerecht. 
Aber gelten diese Prämissen auch für die Zu-

kunft der öffentlichen Verwaltung in Sachsen? 
Inwieweit sich deren Bedienstete in dieser 

Zukunft wiederfinden, hat der Sächsische Be-

amtenbund (SBB) kritisch geprüft. „Wir begrü-
ßen ausdrücklich die geplanten Neueinstellun-

gen von Lehrern sowie die Erhöhung des Ein-
stellungskorridors bei der Polizei, wenngleich 

wir in den kommenden Jahren immer noch 
einmal nachsteuern sollten“, erklärte Gerhard 

Pöschmann, Vorsitzender des SBB, am 31. 

Oktober 2014. „Jahrelang haben wir eine Auf-
gabenkritik zum Personalabbau gefordert, jetzt 

steht die aufgabenorientierte Personalbedarfs-
planung im Koalitionsvertrag. Damit sollte un-

sere lange geforderte Diskussion über die Fra-

ge ‚Wie viel Staat braucht Staat‘ endlich eine 
Grundlage erhalten“, so Pöschmann weiter. 

„Wir argumentieren seit Langem, dass ein am 
grünen Tisch beschlossener Stellenabbau ohne 

Berücksichtigung der von den Kolleginnen und 
Kollegen im gesetzlichen Auftrag zu erfüllen-

den Aufgaben nicht funktionieren kann.“  

 
Im Kampf gegen Steuersünder ist „Uli Hoeneß 

der heimliche Motor“ der Entwicklung. Das 
sagte der Bundesvorsitzende der Deutschen 

Steuer-Gewerkschaft und dbb Vize Thomas 

Eigenthaler der „Passauer Neuen Presse“ 
(Ausgabe vom 30. Oktober 2014). „Seitdem 

die Leute erkannt haben, dass auch Prominen-
te hart angefasst werden, hat sich das Klima 

geändert. Hinzu kommt, dass das 2012 ge-

plante Deutsch-Schweizer Abkommen kra-
chend gescheitert ist. Seitdem hat sich die 

Welt verändert. Da wusste man, die Zeit der 
Bankgeheimnisse ist zu Ende.“  

 
Bei einem Workshop zu den Rechten der 

Schwerbehindertenvertretung am 20. Oktober 

2014 im Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales in Berlin wurde der dbb durch den 

Vorsitzenden der dbb AG Schwerbehinderten-
politik, Heinz Pütz, vertreten. Vom BMAS 

haben an dem Workshop Staatssekretär Jörg 

Asmussen und die Beauftragte der Bundesre-
gierung für die Belange von Menschen mit 

Behinderungen, Verena Bentele, teilgenom-
men. Zu den Diskussionsteilnehmern zählten 

Vertreter vom DGB, VdK und BDA. Neben 
Schwerbehindertenvertretern von großen 

deutschen Unternehmen waren auch Sprecher 
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von Arbeitsgemeinschaften von Schwerbehin-
dertenvertretungen des öffentlichen Dienstes 

und Vertreter wissenschaftlicher Institutionen 
anwesend. Inhaltlich ging es darum, wie die 

Arbeitsmöglichkeiten und Rechte von Schwer-

behindertenvertretungen verbessert werden 

können. Auch über Schulungsmöglichkeiten 
wurde gesprochen. Pütz machte in der Diskus-

sion deutlich, dass eine unterlassene Beteili-
gung der Schwerbehindertenvertretung nicht 

ohne Rechtsfolge bleiben dürfe.  

(20/42/14) 

 


